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Die Eckpunkte der (vertrags-)zahnärztlichen Gemeinschaftspraxis sind:

· Zivilrecht,

· Vertragszahnarztrecht,

· Berufsrecht,

· Steuerrecht und

· Gesellschaftsrecht.

Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) (§ 85 Abs. 4b SGB V) – 

Mitunternehmereigenschaft

Neue Rechtsprechung:

· GbR ist rechts- und parteifähig (BGH, Urteil vom 29.01.2001, Az.: II ZR 331/00) und im Prozess sowohl aktiv- als auch passivlegitimiert.

· Gesellschafter haften für die Verbindlichkeiten der GbR akzessorisch mit ihrem Privatvermö​gen – grundsätzlich gilt dies auch für Verbindlichkeiten vor dem Eintritt in die GbR; aus Ver​trauensschutzgründen gilt dies für alle zukünftigen Fälle, für alle bis zur Entscheidung des BGH vom 07.04.2003, Az.: II ZR 56/02, erfolgten Neueintritte bleibt es bei der alten Rechtslage (Urteil des BGH vom 12.12.2005, Az.: II ZR 283/03). 

· § 31 BGB gilt auch für die GbR: Sie haftet mit ihrem Gesellschaftsvermögen auch für das de​liktische Handeln ihrer geschäftsführenden Gesellschafter (BGH, Urteil vom 24.02.2003, Az.: II ZR 385/99). 

· Entsprechend § 128 HGB haften die Gesellschafter für alle Verbindlichkeiten der Gesellschaft mit Ihrem Privatvermögen. Der Rechtsgrund ist unerheblich.

· Bei der Aufnahme eines neuen Mitglieds in eine seit vielen Jahren bestehende Gesellschaft eine angemessene Probezeit im Gesellschaftsvertrag vereinbaren (BGH, Urteil vom 08.03.2004, Az.: II ZR 165/02).

· GbR kann auch überörtlich tätig sein (Sozialgericht Nürnberg, Urteil vom 26.01.2006, Az.: S 6 KA 14/05), eine einheitlicher Sitz sowie eine räumliche Einheit sind nicht mehr zwingend erforderlich. 

Vertragsinhalte:

1.
Gegenstand des Vertrages  (Vertragszweck) muss bezeichnet werden;
2.
Namensnennung der Gemeinschaftspraxis:
· Wie soll die Gemeinschaftspraxis heißen?

"Müller und Maier" oder "Maier und Müller";

3.
Praxissitz (Anschrift) genau bezeichnen; 

4.
Praxiseinrichtung:
· Wer bringt was in die Gemeinschaftspraxis ein?

· Inventarisierung,

· Neuanschaffungen;

5.
Welche Beteiligungen der Gesellschafter sollen am Gesellschaftsvermögen bestehen?

6.
Innere Führung der Gesellschaft/ Verpflichtung zur Zusammenarbeit:
· Informationsfluss unter den Gesellschaftern,

· Sprechstundenregelung,

· Verteilung der neuen Patienten (alphabetisch oder zahlenmäßig),

· Regelung der gegenseitigen Vertretung,

· Geschäftsführung und Vertretung nach außen,

· Bankvollmachten,

· Alleinverfügungsbefugnis bei laufenden Geschäften bis zu einem bestimmtem Betrag,

· Einstellung von Personal: gemeinsame Entscheidung der Gesellschafter oder einzeln; Wer führt die Einstellungsgespräche?

· Betreuung von Assistenten;

· Mechanismen zur laufenden Kontrolle der geschäftsführenden Gesellschafter für die anderen Gesellschafter;

7.
Honorarabrechnung;

8.
Kostentragung:
· Was sind Kosten?

· In welchem Verhältnis erfolgt die Verteilung der anfallenden Kosten?

· Aufzeichnung von Kosten und Ausgaben je Partner, z. B. Fixkostenhalbierung (jeder Gesellschafter trägt die Hälfte der entstandenen Fixkosten unabhängig von der erbrachten Arbeitsleistung);

9.
Buchführung und Jahresabschluss:
· Wie soll Buchführung erfolgen?

· Wer ist zuständig für die ordnungsgemäße Buchführung?

· Durch wen erfolgt die Jahresabschlussprüfung?

· Entnahmemöglichkeiten und in welcher Höhe?

10.
Haftung im Innen- und Außenverhältnis:
· Freistellung eines Neugesellschafter im Innenverhältnis einer GbR für Altverbindlichkeiten;

· Die Übernahme von Altverbindlichkeiten in gesamtschuldnerischer Haftung im Außenverhält​nis stellt eine Art von Kapitalbeteiligung an der Gemeinschaftspraxis dar. Ist dies nicht gewollt, so müssen die Altschulden der Gesellschaft vor Eintritt des neuen Gesellschafters auf Null gesetzt werden.

11.
Beteiligung an Gewinn und Verlust

12.
Urlaub und Fortbildung:
· gegenseitige Vertretung innerhalb der Praxis,

· Wer trägt die Kosten der Fortbildungen?

13.
Arbeits- und Berufsunfähigkeit:
· Bestellung eines Vertreters; ab welchem Zeitpunkt?

· bei dauernder Berufsunfähigkeit:


· Vertretung,

· Übernahme des Gesellschaftsanteils;

14.
Kündigung:
· Fristen einer ordentlichen Kündigung,

· Gründe einer außerordentlichen (fristlosen) Kündigung,

· Anschreiben an Patienten (einheitlich)
15.
Übernahme der Praxis/ Ausscheiden eines Gesellschafters:
· Abfindung / Beteiligung am Goodwill,

· Fortführung als Einzelpraxis, Bestandsschutz als Gemeinschaftspraxis,

· Was geschieht mit der Patientendatei?

· Wertfestsetzung des Gemeinschaftsanteils:

· Wer setzt den Wert fest?

· Zahlungsweise?

· Was geschieht mit der vertragsärztlichen Zulassung?

· Konkurrenzschutzklausel;

16. Vereinbarung über den Gerichtsstand;

17.
Schriftform als Wirksamkeitserfordernis für Änderungen und Ergänzungen des Vertrages;

18. Salvatorische Klausel:
"Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden oder weist dieser Vertrag Lücken auf, gelten die übrigen Bestimmungen des Vertrages weiter. Für diesen Fall verpflichten sich die Vertragsparteien anstelle der unwirksamen Bestimmung eine wirksame Bestimmung zu vereinbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung entspricht. Im Falle einer Lücke gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart worden wäre, wenn die Angelegen-weit bedacht worden wäre." 

19.
Ort, Datum und Unterschriften aller Gesellschafter.

Abgrenzung Gemeinschaftspraxis – Beschäftigungsverhältnis

1.
Unabdingbare Voraussetzungen eines Gemeinschaftspraxisvertrages (fehlt ein Merkmal, so liegt in der Regel kein Gemeinschaftspraxisvertrag vor):
· Weisungsfreiheit bei eigener Berufsausübung

· Kontroll-, Informations- und Einsichtsrechte in die Praxisverwaltung

· Weisungsrecht gegenüber Personal und Mitspracherecht bei Personalangelegen​heiten wie Einstellungen und Kündigungen (Arbeitgeberfunktion)

· Freie Arztwahl der Patienten

· Variable Vergütung (kein Festgehalt)

2.
Abdingbare Voraussetzungen einer Gemeinschaftspraxis (fehlen mehrere Merkmale, so liegt in der Regel keine Gemeinschaftspraxis vor):
· Beteiligung an der Geschäftsführung

· Eigenes Nutzungsrecht an den Praxisräumen und der –einrichtungen

· Mitspracherecht bei Anschaffungen und Investitionen

· Einvernehmliche Festsetzung der Arbeits- und Urlaubszeiten

· Beteiligung an Gewinn und Verlust

· Beteiligung am Goodwill bzw. Abfindungsanspruch

Abgrenzung gleichberechtigte – nicht gleichberechtigte Gemeinschafts​praxis

Bei folgenden Kriterien liegt eine gleichberechtigte Gemeinschaftspraxis vor (fehlt ein Merkmal, so liegt eine nicht gleichberechtigte Gemeinschaftspraxis vor; entscheidend ist dabei die Würdigung des gesamten Vertrages):

· Gleiche Rechte der Vertragspartner bei der rechtsgeschäftlichen Vertretung der Gemeinschafts​praxis nach außen

· Gleiche Verfügungsbefugnis über die Bankkonten der Gemeinschaftspraxis für jeden Gesell​schafter

· Einvernehmliche Entscheidung wesentlicher Angelegenheiten der Gemeinschaftspraxis, gleiche Stimmrechte der Gesellschafter

· Gleiche Beteiligung an Gewinn und Verlust der Gemeinschaftspraxis (nicht nur am eigenen Honorarumsatz des jeweiligen Partners); verschiedene Verteilungsschlüssel können Anwendung finden (geleistete Arbeitszeiten oder Gesamtumsatzanteile, auch unter Berücksichtigung unterschiedlich hoher Kapitalbeteiligungen)

· Spätestens nach Ablauf einer höchstens zweijährigen Probezeit eine vertraglich festgelegte, wirtschaftlich angemessene Abfindungsregelung in Verbindung mit einer für alle Gesellschafter gleichen Konkurrenzschutzklausel
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Anmeldung zum Partnerschaftsregister

Die Partnerschaft entsteht erst mit Eintragung in das beim Registergericht eingerichtete Partner​schaftsregister. Die Registergerichte sind in Baden-Württemberg bei den Amtsgerichten installiert. Im Juni 2006 wurde die Führung des Handels- und Partnerschaftsregisters durch Verordnung des Justizministeriums Baden Württemberg für mehrere Amtsgerichtsbezirke einem Amtsgericht  zugewiesen (GBl. BW 2006, S. 205).

Grundlage für die Eintragung ist die Anmeldung, welche vom eigentlichen Partnerschaftsvertrag – der nicht beim Registergericht vorgelegt werden muss – zu unterscheiden ist.

Inhalt der Anmeldung

Auf die Anmeldung der Partnerschaft in das Partnerschaftsregister sind § 106 Abs. 1 und § 108 des Handelsgesetzbuchs (HGB) entsprechend anzuwenden. Die Anmeldung hat die in § 3 Abs. 2 PartGG vorgeschriebenen Angaben, das Geburtsdatum jedes Partners und die Vertretungsmacht der Partner zu enthalten. Änderungen dieser Angaben sind gleichfalls zur Eintragung in das Partnerschaftsregister anzumelden. 

In der Anmeldung ist die Zugehörigkeit jedes Partners zu dem Freien Beruf, den er in der Partnerschaft ausübt, anzugeben. Das Registergericht legt bei der Eintragung die Angaben der Partner zugrunde, es sei denn, ihm ist deren Unrichtigkeit bekannt. 

Form der Anmeldung

Die Anmeldung zum Partnerschaftsregister muss in öffentlich beglaubigter Form, d. h. Beglaubigung der Unterschrift/en durch einen Notar, eingereicht werden. Wie bei allen Formvorschriften gibt das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) Auskunft über die Ausgestaltung der Formvorschrift. 

Das Erfordernis öffentlicher Beglaubigung wird durch Beglaubigung der Unterschrift der bzw. des Erklärenden erfüllt. Grundvoraussetzung der Beglaubigung ist der Vollzug der Unterschrift auf der Urkunde oder die ausdrückliche Anerkennung der Unterschrift als eigene vor dem Notar. Der Notar hat anlässlich der Beglaubigung die vorgelegte Urkunde nur daraufhin zu prüfen, ob Gründe bestehen, seine Amts​tätigkeit zu versagen. Eine rechtliche Prüfung der Urkunde auf Fehler erfolgt nicht, so dass der Notar, sofern er die Urkunde nicht selbst entworfen hat, für Fehler der Urkunde nicht haftet. 

Die gleiche Form ist auch für eine Vollmacht zur Anmeldung erforderlich (§ 5 Abs. 2 PartGG, § 12 HBG). 

Mindestinhalte des Partnerschaftsvertrages 

Die Mindestinhalte des schriftlich abzuschließenden Partnerschaftsgesellschaftsvertrages ergeben sich aus § 4 Abs. 1 S. 2 i. V. m. § 3 Abs. 2 PartGG:

1. Name der Partnerschaft (§ 2 Abs. 1 PartGG)
Der Name der Partnerschaft muss mindestens

a) den Namen eines Partners – die Beifügung von Vornamen ist nicht erforderlich,
b) den Zusatz „und Partner“ oder „Partnerschaft“ sowie

c) die Berufsbezeichnung aller in der Partnerschaft vertretenen Berufe 

enthalten. 

Der Zusatz „und Partner“ scheidet wegen Irrtumserregung aus, wenn alle an der Partnerschaft beteiligten Partner namentlich im Namen der Partnerschaft erwähnt werden. In diesem Fall ist nur der Zusatz „Partner​schaft“ möglich. Die Namen anderer Personen als der Partner dürfen nicht in den Namen der Partnerschaft aufgenommen werden.

2. Sitz der Partnerschaft
Die Lage der Geschäftsräume ist anzugeben (§ 1 Abs. 1 Partnerschaftsregisterverordnung – PRV,  § 24 Handelsregisterverordnung).

3. Name, Vorname sowie Geburtsdatum jedes Partners (§ 3 Abs. 2,  §  4 Abs. 1 PartGG)

Der Vertragstext hat die neben dem Namen und Vornamen auch das jeweilige Geburtsdatum der Partner zu enthalten.
4. Wohnort jedes Partners (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 PartGG)
5. den in der Partnerschaft ausgeübten Freien Beruf jedes Partners (§ 4 Abs. 2 PartGG, 
    § 3 S. 1 PRV).
6. Gegenstand der Partnerschaft (§ 3 Abs. 2 Nr. 3 PartGG)
Die genaue Formulierung ist erforderlich.

7. Vertretungsmacht jedes Partners (§ 4 Abs. 1 PartGG)

Erklärung nach der Partnerschaftsregisterverordnung

Die als Partner in der Anmeldung abzugebenden Erklärung nach der Partnerschaftsregister​verordnung (PRV): 

Als Inhalt des am …………… schriftlich geschlossenen Partnerschaftsvertrages melden wir zur Eintragung in das Partnerschaftsregister an und geben nachstehende Erklärung ab:“

a) Erklärung darüber, dass die Vorschriften des zahnärztlichen Berufsrechts, insbesondere solche über die Zusammenarbeit von Angehörigen verschiedener Freier Berufe, einer Eintragung in das Partnerschaftsregister nicht entgegenstehen (§ 3 Abs. 2 PRV).

„Die berufsrechtlichen Vorschriften der Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg, insbesondere die über die Zusammenarbeit von Angehörigen verschiedener Freier Berufe, stehen einer Eintragung der Partnerschaftsgesellschaft in das Partnerschaftsregister nicht entgegen.“ 

b) Erklärung darüber, ob und welche Berufskammer/n für die in der Partnerschaft ausge​übten Berufe bestehen. Dabei sollen die Anschrift der jeweiligen Berufskammer/n mitgeteilt werden (§ 4 S. 2 und 3 PRV).

„Für die in der Partnerschaftsgesellschaft zusammengeschlossenen ……………………….. (Zahnärzte/ Freien Berufe) …………………..…………………………………………. (ist die Landeszahnärztekammer Baden-Württemberg/  sind folgende Berufskammern …………...) zuständig. Die Berufskammer/n hat/ haben folgende Anschrift …………………..………….“

Beizufügende Unterlagen

Der Anmeldung der Partnerschaftsgesellschaft beim Partnerschaftsregister ist beizufügen:

1. Die handschriftliche Zeichnung des Namens der Partner und des Namens der Partnerschaft durch alle Partner, die die Partnerschaft vertreten sollen (§ 4 Abs. 1 PartGG, § 108 Abs. 2 HGB). Die Zeichnungen können auch in der Anmeldung selbst enthalten sein. Zusätzlich dazu ist die Anmeldung jedoch immer zu unterzeichnen. Hinsichtlich der Form der Unterzeichnung wird auf das oben erwähnte verwiesen (notarielle Beglaubigung).

2. Für den Fall, dass die Berufsausübung der staatlichen Zulassung oder der staatlichen Prüfung bedarf, sollen die Urkunden über die Zulassung oder das Zeugnis über die Befähigung zu diesem Beruf vorgelegt werden. Dabei ist folgende Form einzuhalten: Urschrift der Urkunde sowie Aus​fertigung oder öffentlich beglaubigte Abschrift.

3. Besteht für die angestrebte freiberufliche Tätigkeit keine anerkannte Ausbildung oder ist zweifel​haft, ob die angestrebte Tätigkeit als freiberuflich i. S. d. § 1 Abs. 2 PartGG einzustufen ist, ist eine entsprechende Erklärung in der Anmeldung abzugeben (§ 3 Abs. 1 PRV).

4. Bedarf die Partnerschaft auf Grund von Vorschriften über die einzelnen Berufe (§ 1 Abs. 3 PartGG) der staatlichen Zulassung und ist diese noch nicht erfolgt, so tritt an die Stelle der in Ziffer 2 genannten Nachweise die Bestätigung der zuständigen Stelle, dass eine solche Zulassung erfolgen kann (§ 3 Abs. 3 PRV).

Kosten

Die Eintragung in das Partnerschaftsregister ist kostenpflichtig. Maßgeblich ist § 79 a des Gesetzes über die Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Kostenordnung) in Verbindung mit § 1 der Handelsregistergebührenverordnung. Diese enthält in der Anlage das Gebührenverzeich​nis, nach dem sich in Abschnitt 1, Nr. 1101, die Gebühr für eine Ersteintragung einer Partnerschaft mit bis zu 3 einzu​tragenden Partnern auf 70,-- € beläuft.  
Partnerschaft – gleichberechtigt/ nicht gleichberechtigt

Vorteile:

· Haftungsbegrenzung für deliktische Haftung eines Kollegen;

· Begrenzung der Nachhaftung nach Ausscheiden aus der Gesellschaft.

Pflichtangaben in geschäftlichen E-Mails
Das „Gesetzt über Elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG)“, das zum 01.01.2007 in Kraft getreten ist, hat eine Kennzeichnungspflicht für geschäftliche E-Mails eingeführt. 

Die Pflichtangaben, die bisher nur auf herkömmlichen Geschäftsbriefen von Partnerschafsgesellschaften zu machen waren, müssen jetzt auch in geschäftlichen E-Mails und anderen schriftlichen Mitteilungen (z. B. SMS-Verkehr) aufgenommen werden. Zukünftig müssen folgende Angaben enthalten sein:

· Name der Partnerschaftsgesellschaft
· Praxisanschrift

· Registergericht

· Partnerschaftsregisternummer

Haftung

Nach § 8 Abs. 1 PartGG haften für Verbindlichkeiten der Partnerschaft neben dem Vermögen der Partnerschaft die Partner als Gesamtschuldner. Diese weitgehende Haftung wurde durch eine Novelle des PartGG zum ersten 01.08.1998 beschränkt. Der im Zuge dieser Novelle neu formulierte § 8 Abs. 2 PartGG legt nunmehr fest, dass im Falle dessen, dass nur einzelne Partner mit der Bearbeitung eines Auftrags befasst waren, diese alleine für berufliche Fehler neben dem Vermögen der Partnerschaft haften. Eine generelle Haftung der anderen Partner neben dem Vermögen der Partnerschaftsgesellschaft wie in § 8 Abs. 1 PartGG festgelegt wurde, gibt es somit in diesen Fällen nicht. 

Bisher war jedoch umstritten inwiefern der Begriff des „Befassens“ insbesondere auch für neu eintretende Gesellschafter interpretiert werden soll. Diese Interpretation hat der Bundesgerichtshof in einem Urteil vom 19.11.2010, Az. IX ZR 12/09 vorgenommen. Der Bundesgerichtshof hat in diesem Urteil klar gestellt, dass „befassen“ bedeutet, dass der Partner den Auftrag selbst bearbeitet oder überwacht oder dies nach interner Zuständigkeitsregelung hätte tun müssen. Damit ist nunmehr auch eine Haftungsfalle für neu eintretende Partner eröffnet, die von ausscheidenden oder anderen Partnern begonnene Aufträge weiterbearbeiten oder überwachen. Selbst wenn die haftungsrelevanten beruflichen Fehler schon vor der Übernahme des Auftrages gemacht wurden und diese Fehler durch den jetzt befassten Partner auch nicht mehr korrigiert werden können, haftet der nunmehr mit dem Auftrag befasste Partner in vollem Umfang neben dem Vermögen der Partnerschaft. 

Dieser Umstand ist bei dem Abschluss einer geeigneten Berufshaftpflichtversicherung unbedingt zu berücksichtigen.
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· Definition in § 95 Abs. 1 Satz 2 SGB V:  fachübergreifende ärztlich geleitete Einrichtung, in der Ärzte als Angestellte oder Vertragsärzte tätig sind.

· Unzulässig ist damit ein MVZ nur unter Zahnärzten (daran ändert auch das VÄndG seit 01.01.2007 nichts!).
· Alle zulässigen Organisationsformen (GbR, Partnerschaftsgesellschaft und sogar  GmbH als juristische Person des Privatrechts) sind wählbar.

· KZV bestimmt weitere Zulassungsvoraussetzungen, Gesellschafts- und Steuerrecht gewinnen hier noch größere Bedeutung.
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· Definition in § 140 a SGB V 

· Alle zulässigen Organisationsformen (GbR, Partnerschaftsgesellschaft und sogar  GmbH als juristische Person des Privatrechts) sind wählbar.

Nachteil:

· Steuerrechtlich gelten die teilnehmenden Praxen nicht als freiberuflich sondern als gewerblich tätig! 
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